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Die AfD-Fraktion stößt mit ihrer Forderung, die Unterstützung Deutschlands für die
Ukraine im russischen Angriffskrieg zu beenden, auf vehementen Widerspruch bei allen
übrigen Fraktionen.

In einer auf Verlangen der AfD angesetzten Aktuellen Stunde mit dem Titel „Deutschland ist
nicht Kriegspartei im eskalierenden Ukraine-Krieg – Nationale Interessen in den Fokus
nehmen“ warben Vertreter der Fraktion am Donnerstag, 25. Juni 2026, für einen
Kompromissfrieden. Vor allem Vertreter von Union, SPD und Grünen widersprachen und warnten
vor den Folgen für die europäische Friedensordnung, wenn völkerrechtswidrige Aggression mit
Gebietsgewinnen belohnt würde. 

AfD: Friedensverhandlungen im deutschen Interesse
Dr. Alexander Gauland (AfD) widersprach dem Argument, dass die Ukraine die Freiheit
Deutschlands und Europas verteidige. „Wenn die Ukraine weiterkämpfen will, ist das ihr gutes
Recht, doch nicht unsere Sache.“ Deutschland schicke Milliarden in die Ukraine, während
hierzulande die Armut wachse, die Infrastruktur verrotte und die Wirtschaft schrumpfe. 

Gauland warf allen übrigen Fraktionen mit Ausnahme der Linken vor, den „Ukrainekrieg“ zu einem
Krieg Deutschlands machen zu wollen. Im deutschen Interesse seien aber Friedensverhandlungen
und ein Ende des Krieges mit einem Kompromiss. 

CDU/CSU: Scheitern Russlands ist ein Vaterlandsinteresse
Dr. Norbert Röttgen (CDU/CSU) wandte sich vehement gegen die zentrale These der AfD, dass
dieser Krieg Deutschland nichts angehe. Wer so argumentiere, sei desinteressiert am Frieden und
stehe für die Akzeptanz von Krieg. Vor allem verkenne diese Haltung die Folgen für Europas
Friedensordnung. 

„Wenn dieser Krieg zum Erfolg für Russland wird, dann macht Krieg Schule, dann wird Krieg zum
Erfolgsmodell und dann kommt der Krieg Deutschland näher“, sagte Röttgen. „Dass dieser Krieg
scheitert, ist ein existenzielles Interesse Deutschlands, ein Vaterlandsinteresse.“

Grüne: AfD betreibt Propagandageschäft des Kremls
Dr. Anton Hofreiter (Bündnis 90/Die Grünen) blies ins selbe Horn und warf der AfD vor, das
Propagandageschäft des Kremls zu betreiben. Wer behaupte, dass dies nicht unser Krieg sei, der
ermutige Russlands Machthaber Putin, den Krieg fortzusetzen. 

Alles, was die Stärke der Ukraine unterminiere, verlängere diesen Krieg. „Sie reden vom Frieden,
aber betreiben Kriegstreiberei – de facto.“



SPD: Grenzen in Europa nicht mit Gewalt verschieben
Johannes Schraps (SPD) widersprach der Annahme, die Unterstützung der Ukraine verlängere
den Krieg, und ein Ende der Waffenlieferung führe zu Frieden. Wer diese Unterstützung Eskalation
nenne, wie es die AfD tue, der verwechsle Ursache und Reaktion. 

„Es liegt in unserem ureigenen Interesse, dass Grenzen in Europa nicht mit Gewalt verschoben
werden, dass ein Angriffskrieg nicht mit Gebietsgewinn belohnt wird, dass keine kleineren Staaten
sich der Willkür und militärischen Stärke ihrer Nachbarn ausgeliefert sehen.“ 

Linke: Schuldenschnitt und mehr humanitäre Hilfe
Ulrich Thoden (Die Linke) warf der AfD vor, sich als Friedenspartei zu verkleiden, in Wahrheit
aber „Handlanger des Kremls“ zu sein. Sie wolle letztlich Deutschland zu einer „Energiekolonie
Russlands“ machen und betreibe den Ausverkauf deutscher Interessen. 

Thoden warb für einen Schuldenschnitt für die Ukraine und mehr humanitäre Hilfe für das Land. Die
Bundesregierung dürfe nicht auf die militärische Unterstützung allein setzen und müsse
diplomatisch Initiativen mit europäischen Partnern vorantreiben. (ahe/25.06.2026)
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